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SITZUNGSVORLAGE Nr.l16-V-37-0002

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) [

Anderungssatzung Rettungsdienstgebiihr
Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich ® erforderlich C
Kammerei reine Personalvorlage C | = s.unten @®
Rechtsamt nichterforderlich ® erforderlich C
Umweltamt: Umweltpriifung nichterforderlich @ erforderlich -
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nichterforderlich @ erforderlich -
- der HGO nichterforderlich @ erforderlich -
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich @ erforderlich -
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich @« erforderlich C
Sonstige: nicht erforderlich ® erforderlich C
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nichterforderlich @ erforderlich -
Kommission nichterforderlich @ erforderlich -
Auslanderbeirat nicht erforderlich ® erforderlich -
b) | Seniorenbeirat nichterforderlich @ erforderlich -
Magistrat Tagesordnung A @ Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
iha;dst(\:/:lrjgrsdnetenversammlung nicht erforderlich erforderlich @
Eingangsstempel Amt 16 offentlich - nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Gerich

Oberbirgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:

abs.: 5.446.609,89
in %: 9,7
ll. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung

Finanzierung

Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ p
in€

Summe einmalige Kosten:

Erwartete ca. 200 Tsd Offentlich-rechtliche

X | 2017 | Mehreinnahme ’ Eurd 102695 511000 Benutzunasgebiihren

RD-Gebiihr gsg

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Zur Deckung der Aufwendungen fir die Vermittlung von Krankentransporten und
Notfallversorgungseinséatzen an die Hilfsorganisationen durch die zentrale Leitstelle wird eine
Geblhr erhoben. Die letzte Anderungssatzung wurde 2014 verabschiedet. Eine Anpassung der
Satzung ist regelméaRig notwendig, um den steigenden Einsatzzahlen sowie Veranderungen
hinsichtlich der Kosten als auch organisatorischen Veranderungen gerecht zu werden.

Anlagen:

1. Anderungssatzung
2. Gebuhrenberechnung

C Beschlussvorschlag:

1. Die als Anlage 2 beigefuigte Gebuhrenberechnung wird zur Kenntnis genommen.

2. Die als Anlage 1 beigefiigte Satzung zur Anderung der Satzung Uber die Gebiihren fur den
Rettungsdienst im Rettungsdienstbereich Wiesbaden (Rettungsdienstgebihrensatzung) wird
beschlossen.

D Begriindung

l. _Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgré3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Die Zentrale Leitstelle der Feuerwehr Wiesbaden erhebt fir die Vermittlung von Auftrégen an die
Hilfsorganisationen im Bereich Notfallversorgung und Krankentransport die sogenannte
Rettungsdienstgebdihr.

Die ab dem Inkrafttreten der Anderungssatzung zu erhebende Gebiihr fiir jeden erteilten
Einsatzauftrag erhéht sich von 57,71 EUR um 4,82 EUR auf eine Gebihr von 62,53 EUR.

ll. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bertlcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlauterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Die Zahl der abrechnungsféhigen Einsatze ist im Vergleich 2011 - 2015 um rund 5.400 gestiegen.
Diese Steigerung um rund 15 % wirkt sich auf den personellen, organisatorischen und finanziellen
Aufwand in Bezug auf die Zentrale Leitstelle aus. Eine aktuelle GeblUhrenkalkulation ist daher zur
Refinanzierung der entstehenden Kosten unerlasslich.
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Das Hessische Rettungsdienstgesetz (HRDG) sieht seit 2011 eine jahrliche Erstattung von Kosten
der Zentralen Leitstelle in H6he von 0,20 € pro Einwohner vor (8 8 Abs. 2 HRDG). Das sind 55.560
€ pro Jahr. Diese Erstattung erhalt die Landeshauptstadt Wiesbaden als Tragerin des
Rettungsdienstes vom Land Hessen.

Dartber hinaus kann die Leitstelle gemaR § 9 HRDG in Verbindung mit 8 10 Kommunales
Abgabengesetz (KAG) Benutzungsgebihren erheben. Alle Kosten der Einrichtung sind in die
Gebuhrenbemessung einzubeziehen und auf die Gebuhrenpflichtigen umzulegen. Eine
Gebuhrenberechnung erfolgte zuletzt im Jahr 2014. Seitdem haben sich Veranderungen in Bezug
auf die Einsatzzahlen, die Aufwendungen und die organisatorischen Strukturen ergeben.

Durch die Gebuhrenerhdhung werden kiinftig hohere Einnahmen im Vergleich zu den Vorjahren
erzielt. Allerdings wird keine hundertprozentige Kostendeckung der seit Jahren erhéhten
Aufwendungen erreicht, da eine zu hohe Gebiuhr auf Widerstand bei den Krankenkassen stof3en
wird. In den vergangenen Jahren wurden die nicht gebiihrenfinanzierten Aufwendungen durch das
jeweilige Dezernat kompensiert. Dies erfolgt auch weiterhin, allerdings in einem im Vergleich
geringeren Umfang. Im Laufe der nachsten Jahre erfolgt eine weitere schrittweise Anpassung der
Gebdhr.

Erlauterungen zur Berechnung gemaf Anlage 1:

Gemal der Leitlinie zur Personalkostenkalkulation 2015, die durch das Personal- und
Organisationsamt herausgegeben wurde, setzen sich die Kosten eines Arbeitsplatzes aus den
Komponenten Personalkosten, Sachkosten eines Arbeitsplatzes sowie den verwaltungsweiten und
fachbereichsinternen Gemeinkosten zusammen.

Die in der Anlage dargestellte Gebuhrenberechnung basiert soweit wie méglich auf der Leitlinie und
wird nur um Positionen erganzt, die in der Leitlinie nicht enthalten sind.

Zeilen 1 bis 3: Personal- und Versorgungsaufwendungen

Um einen 24-Stunden-Betrieb ganzjahrig zu gewahrleisten, werden in der Zentralen Leitstelle 17
Einsatzbearbeiter in den Besoldungsgruppen A9 mD bzw. A9 mD mZ sowie drei Schichtleiter in der
Besoldungsgruppe A10 gD eingesetzt.

Aulerdem werden insgesamt 4,1 Stellen des Sachgebietes Einsatzplanung mit Aufgaben der
Leitstelle betraut (u.a. Administration, Organisation). Diese Stellen errechnen sich aus den
jeweiligen Stellenanteilen von acht Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Sachgebietes und der
Abteilungsleitung.

Des Weiteren wurde der Feuerwehr per Organisationsverfiigung das Sachgebiet Rettungswesen
und medizinische Gefahrenabwehr mit insgesamt zwei Stellen zugeordnet. Eine Stelle enthélt eine
Verbrauchssperre, da hierfiir ein Kollege der HSK, der die Aufgaben des Arztlichen Leiters
Rettungsdienst wahrnimmt, gestellt ist. Die Kosten werden als Sachkosten in Zeile 15 abgebildet.

Aul3erdem wurde eine weitere Mitarbeiterin der HSK dem Sachgebiet per Arbeitnehmer-
Uberlassungsvertrag zur Verfiigung gestellt. Dies begriindet sich mit stark gestiegenen Zahlen der
abrechnungsféhigen Einsatze, die sich auf den personellen, organisatorischen und finanziellen
Aufwand in Bezug auf das Sachgebiet auswirken. Die aktuellen Kosten der Uberlassung sind als
Sachkosten in Zeile 16 abgebildet.

Die aufgefiihrten Personalkosten der Zeilen 1 bis 3 wurden aus der Leitlinie Personalkosten-
kalkulation 2015 in Form des entsprechenden Durchschnittsarbeitgeberbrutto entnommen. Es
wurden 0,05 A8mDStellen, 1 E11-Stelle, 1 E10-Stelle, 17 A9mD-Stellen, 4 A10gD-Stellen, 1 A11gD-
Stellen, 0,6 A12gD-Stellen, 0,4 A13gD-Stellen und 0,05 A15hD-Stellen berechnet.

Zeile 4: Aufwandsentschadigungen

Die Hilfsorganisationen besetzen im 24-Stunden-Betrieb jeweils einen Arbeitsplatz in der Zentralen
Leitstelle. Daflir zahlt die Feuerwehr Aufwandsentschadigungen in Héhe von jahrlich rund 378.950
EUR. Dieser Betrag errechnet sich aus der Anwesenheit (8760 Stunden pro Jahr) und einem
Stundensatz von 43,26 €. Der Stundensatz hat sich aufgrund von Tariferhdhungen und der
Berticksichtigung von Steuern im Vergleich zu 2011 um 11,26 EUR erhdht.
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Zeilen 5 und 6: Summe Personalkosten
Gemal 8§ 9 HRDG ist ein Eigenanteil der Personalkosten in Hohe von 20% zu tragen. Es flieRen
80% der Summe in die weitere Berechnung ein.

Zeilen 7 bis 9: Sachkosten der Arbeitsplatze

Die Leitlinie zur Personalkostenkalkulation sieht 9.700 EUR an jahrlichen Sachkosten fiir einen
Bilroarbeitsplatz vor. In die Berechnung wurden sechs Arbeitsplatze in der Zentralen Leitstelle, vier
Arbeitsplatze im Sachgebiet Einsatzplanung und drei Arbeitsplatze im Sachgebiet
Rettungsdienst/Medizinische Gefahrenabwehr einbezogen.

Da die Arbeitsplatze in der Zentralen Leitstelle im 24-Stunden-Betrieb belegt sind und deshalb einer
erhdhten Abnutzung unterliegen, wurden diese Arbeitsplatzkosten zweifach angesetzt. Die lbrigen
Arbeitsplatzkosten wurden einfach angesetzt.

Zeilen 10 und 11: Gemeinkosten

GemaR der Leitlinie zur Personalkostenkalkulation sind verwaltungsweite und fachbereichsinterne
Gemeinkosten von jeweils 10% der Personalkosten zu bertcksichtigen. Grundlage waren hier die
Durchschnittsarbeitgeberbruttos (Zeilen 1 bis 3), ohne die Aufwandsentschadigungen fir die
Hilfsorganisationen.

Zeile 12: Leasingkosten

Fur den Leitenden Notarzt und den Organisatorischen Leiter Rettungsdienst werden sog.
Kommandowagen zur Verfligung gestellt. Im Januar 2014 wurde mit dem Leasen von Fahrzeugen
begonnen. Ab Herbst 2016 werden insgesamt drei Fahrzeuge geleast.

Zeile 13: Aufwandsentschadigungen
Es werden Aufwandsentschadigungen fur die Rufbereitschaft des Leitenden Notarztes und des
Organisatorischen Leiters Rettungsdienst gezabhilt.

Zeile 14: Fortbildungen und Ubungen

Im Bereich des Rettungsdienstes fallen Kosten fiir Pflichtfortbildungen der Gruppe der Leitenden
Notarzte und der Organisatorischen Leiter Rettungsdienst an. AuRerdem missen regelmafig
Ubungen absolviert werden.

Zeile 15: Arztlicher Leiter Rettungsdienst

Die Person, die die Funktion des Arztlichen Leiters tibernimmt, wird seitens der HSK gestellt. Eine
Verbrauchssperre ist auf der entsprechenden Stelle eingerichtet (siehe auch Erlauterungen zu den
Zeilen 1 bis 3). Die Kosten werden als Sachkosten abgebildet.

Zeile 16: Arbeitnehmeriberlassung HSK

Die Sachbearbeitung im Sachgebiet wird durch eine Person tbernommen, die per
Arbeitnehmeriuberlassungsvertrag durch die HSK zur Verfiigung gestellt wird (siehe auch
Erlauterungen zu den Zeilen 1 bis 3). Die Kosten werden als Sachkosten abgebildet.

Zeile 17: IVENA

Mit der Software IVENA lasst sich ein zentraler Bettennachweis fiir die Wiesbadener Krankenhauser
fuhren. IVENA wurde durch das Sozialministerium empfohlen und von allen Stadten und
Landkreisen eingefiihrt.

Zeile 18: InManSys

Auf der Grundlage des Hessischen Rettungsdienstgesetzes (HRDG) ist die LHW zur Analyse,
Dokumentation, Aufbereitung und Ubermittlung von Hilfsfristen und anderen statistischen
Kennzahlen verpflichtet. Dies ist nur mit einer entsprechenden Software (InManSys) zu bewaéltigen.

Zeile 19: ProQA
Die Software ProQA steuert die standardisierte Notrufabfrage. Damit werden eingehende Notrufe
systematisch bearbeitet und dokumentiert, sowie ein Qualitatsmanagement sichergestellt.
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Zeile 20: Hochverfiigbarkeitsserver

Der Bereich der Zentralen Leitstelle ist hinsichtlich der Redundanz von Daten extrem sensibel. Ein
Ausfall der Systeme kann im Ausnahmefall zu verzdgerten Einsatzzeiten fuhren. Demnach ist es
notwendig, eine standige Spiegelung der Daten mittels des besonderen Servers durchzufuhren.

Zeile 21:

Cobra ist die Hauptanwendersoftware der Zentralen Leitstelle. Uber diese Anwendung werden alle
Notrufe mit Beginn des Anrufes Uber die Alarmierung der Fahrzeuge bis zum Abschluss des
Einsatzes im Bereich Feuerwehr und Rettungsdienst bearbeitet. Die aufgefiihrten Kosten beziehen
sich auf die jahrlichen Wartungskosten des Herstellers dieser Software.

Zeilen 21 bis 26: Gebiihrenberechnung
Die Gebuhr errechnet sich aus der Summe aller Aufwendungen abzgl. der Erstattung des Landes
und dividiert durch die Summe der durchschnittlichen Einsatzzahlen.

3. Geblihrenvergleich

Die Gebuhr in Frankfurt am Main betragt fir den Krankentransport 8 Euro und fiir die Notfallrettung
43,00 Euro. Die Gebuhr im Odenwaldkreis betragt fiir den Krankentransport 20 Euro und fur die
Notfallrettung 76,50 Euro. Die einheitliche Gebihr im Main-Taunus-Kreis betragt 53,10 Euro. In
Darmstadt betragen die Gebuhren 13,15 Euro fur den Krankentransport sowie 54,13 Euro fur die
Notfallrettung. In Kassel betragen die Gebiuhren 9,60 Euro flr den Krankentransport sowie 55,45
Euro fur die Notfallrettung. Die Stadt Wiesbaden bewegt sich mit ihrer neu kalkulierten Gebihr im
oberen Bereich, eine starkere Erh6hung ist momentan kaum vertretbar.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, . September 2016

Sven Gerich
Oberblrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

